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Dienstvereinbarung
zur Einführung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements 
gemäß §84 Abs. 2 Satz 1 SGB IX vom 01.05.2004
Zwischen der MAV Büdinger Land
und der  
Evangelischen Kirchengemeinde …………………….. 
wird folgende Dienstvereinbarung zur Einführung eines betrieblichen 
Eingliederungsmanagements (BEM) geschlossen:
Präambel

Die Dienststellenleitung und die Mitarbeitervertretung stimmen darin überein, dass die Arbeitsplätze grundsätzlich so zu gestalten sind, dass arbeitsbedingte Erkrankungen vermieden werden. Die Dienstvereinbarung über ein betriebliches Eingliederungsmanagement soll dazu dienen, bei allen daran Beteiligten Vertrauen zu schaffen, um sich auf ein Eingliederungsmanagement einzulassen.
§1
Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Beschäftigten des Arbeitsgebers.

§2

Personenkreis

Das Eingliederungsmanagement erfasst alle Beschäftigten, schwerbehinderte und nicht schwerbehinderte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Beamtinnen und Beamte, die innerhalb von 12 Monaten länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt insgesamt sechs Wochen arbeitsunfähig erkrankt waren.

§3

Ziel der Vereinbarung

Ziel der Vereinbarung ist die erfolgreiche Umsetzung des §84 Abs. 2, Satz 1 Sozialgesetzbuch IX.

§4

Betriebliche Aufgaben des Eingliederungsmanagements

(1) 
Das betriebliche Eingliederungsmanagement dient der Überwindung oder der Vorbeugung einer Arbeitsunfähigkeit durch gezielte Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess. Eine konkrete Analyse von Gefährdungen aus dem Arbeitsprozess und die Einleitung von entsprechenden präventiven Maßnahmen sind als Folge daraus abzuleiten.
Gemeinsam mit der/dem Beschäftigten sollen Wege gesucht werden, die der Förderung bzw. dem Erhalt ihrer/seiner Gesundheit am Arbeitsplatz und gegebenenfalls der Vermeidung einer Behinderung dienen. Dabei sollen nach Möglichkeit alle internen und externen Hilfen genutzt werden.

(2) 
Das Eingliederungsmanagement bezieht auch die Arbeitssituation (z.B. Arbeitsfeld, Arbeitsinhalt, Arbeitsumgebung, Vorgesetzten- und Mitarbeiterbeziehung, sonstige Fragen der Arbeitszufriedenheit) mit ein.

§5

Verfahren

(1) 
Die Dienststellenleitung stellt fest, ob Beschäftigte in den letzten 12 Monaten sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt insgesamt sechs Wochen arbeitsunfähig erkrankt waren.

Von der Einleitung des betrieblichen Eingliederungsmanagement kann seitens der Dienststellenleitung abgesehen werden, wenn bekannt ist, dass dessen Durchführung nach Sinn und Zweck des Eingliederungsgedankens offensichtlich zurzeit nicht zu einem Erfolg führen kann. Das Integrationsteam ist in diesem Fall entsprechend zu unterrichten.

(2)
Die/der Beschäftigte wird von der Dienststellenleitung zeitnah (ca. zwei Wochen) schriftlich über das Eingliederungsmanagement, die damit verbundenen Ziele und die verschiedenen Möglichkeiten des weiteren Vorgehens informiert. Sie/Er wird darauf hingewiesen, dass das Eingliederungsmanagement nur mit ihrem/seinem Einverständnis erfolgt. Das Einverständnis muss in schriftlicher Form vorliegen. Seine Einwilligung kann die/der Beschäftigte jederzeit schriftlich widerrufen.

(3) 
Erklärt sich die/der Beschäftigte nicht damit einverstanden, dass ein Eingliederungsmanagement durchgeführt wird, ist dies zu dokumentieren. In diesem Fall ist das betriebliche Eingliederungsmanagement beendet. Die Ablehnung darf ihr/ihm nicht zum Nachteil ausgelegt werden.

(4) 
Ist die/der Beschäftigte mit einem Eingliederungsmanagement einverstanden, ist sie/er danach zu befragen, ob das Integrationsteam informiert und einbezogen werden soll. Stimmt die/der Beschäftigte zu, wird das Integrationsteam zum gemeinsamen Gespräch eingeladen. Bei Ablehnung wird das Eingliederungsmanagement ohne das Integrationsteam durch die Dienststellenleitung fortgesetzt. Die Einwilligung erfolgt im Rahmen des Einverständnisses nach §5Abs. 2.

(5)
Zu Beginn des Eingliederungsmanagements ist mit der/dem Beschäftigten zu klären, ob und welche Ärzte angehört werden sollen. Werden Ärztinnen/Ärzte angehört und gesundheitliche Informationen erörtert, muss die/der Beschäftigte diese von ihrer Schweigepflicht befreien. Der besonderen Bedeutung des Betriebsärztlichen Dienstes (BAD) ist Rechnung zu tragen.

Sobald seine Unterstützung dem Integrationsteam erforderlich erscheint, wird der BAD durch die Dienststellenleitung hinzugezogen.

(6) 
Wird die Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte erforderlich, ist die/der beschäftigte durch die Dienststellenleitung darüber aufzuklären und ihre/seine schriftliche Einwilligung einzuholen. Daten, die im Rahmen des betrieblichen Eingliederungsmanagement mit Einwilligung der/des Beschäftigten erhoben werden, insbesondere gesundheitsbezogene Informationen, sind getrennt im verschlossenen Umschlag der Personalakte aufzubewahren. 

(7)
Ist die Unterstützung externer Partner wie Rentenversicherungsträger, Berufsgenossenschaften, Krankenkasse, Agentur für Arbeit, Reha-Kliniken, usw. oder des Integrationsamtes erforderlich, sind diese möglichst frühzeitig in Abstimmung mit der/dem betroffenen Beschäftigten einzuschalten.
(8)
In angemessenen Zeitabständen werden die Ergebnisse der Eingliederung durch das Integrationsteam überprüft.

§6

Maßnahmen zur Eingliederung

Maßnahmen des betrieblichen Eingliederungsmanagement können im Rahmen des Möglichkeiten der ausgeübten Tätigkeiten u.a. sein:

· Individuelle Arbeitsplatzanpassung (z.B. Bereitstellung von technischen Arbeitshilfen, individuelle Gestaltung der Arbeitszeit, Teilzeit)

· Einschaltung des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen

· Arbeitsmedizinische Betreuung am Arbeitsplatz

· Qualifizierungsmaßnahmen (z.B. Fort- und Weiterbildung, Umschulung, Coaching)

· Veränderung der Arbeitsorganisation (z.B. neue Arbeitsabläufe, Veränderungen der Aufgaben zur Verringerung von Fehltagen, Umsetzung, Versetzung)

§7

Datenschutz

(1)
Die Einleitung und Durchführung des BEM erfolgt unter Wahrung der jeweils gültigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Dabei ist insbesondere zu gewährleisten, dass die angelegten Vorgänge und anfallenden Unterlagen, soweit sie noch nicht nach § 8 aufbewahrt oder vernichtet werden, nicht unbefugten Dritten zugänglich gemacht werden.
(2) 
Die/der betroffene Beschäftigte wird bei der Einleitung des BEM durch das Informationsblatt (Anlage) über Grund Art und Umfang der für die Durchführung des BEM erhobenen und verwendeten Daten sowie Sinn und Zweck der Datenweitergabe informiert.
§8

Aufbewahrung  von Unterlagen

(1) Die im Rahmen der Durchführung des BEM angelegten Vorgänge und die anfallenden Unterlagen werden in einem verschlossenen Umschlag in der Personalakte der/des betroffenen Beschäftigten geführt. Die Öffnung dieses Umschlages bedarf der vorherigen Zustimmung der/des betroffenen Beschäftigten. Dies gilt gleichermaßen für die den einzelnen Mitgliedern des Integrationsteams zur Kenntnis gelangten bzw. selbst angelegten Unterlagen.
(2) Darüber hinaus wird in der Personalakte die Einleitung und Beendigung des Verfahrens entsprechend einem Mustervordruck vermerkt.

(3) Die in Abs. 1 genannten Unterlagen sind nach Ablauf von 5 Jahren zu vernichten.

§9

Integrationsteam

Zur Durchführung des betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) wird ein Integrationsteam gebildet. Das Integrationsteam setzt sich wie folgt zusammen:

Arbeitgeber, Beschäftigte, Gleichstellungsbeauftragte/r oder Konfliktbeauftragte/r, eine Vertreterin/ein Vertreter der Mitarbeitendenvertretung und gegebenenfalls der BAD.

Eine Vertreterin/ein Vertreter des örtlichen Integrationsamtes wird bei Bedarf beteiligt.

§10

Schulungen

Die Mitglieder von Integrationsteams werden auch unter Hinzuziehung externer Anbieter insbesondere über die rechtlichen Aspekte des BEM, das Verfahren zur Durchführung des BEM, die in Betracht kommenden Maßnahmen sowie zur Gesprächsführung geschult. Die Mitglieder des Integrationsteams werden bei Bedarf über die neuesten Entwicklungen auf dem Gebiet des BEM informiert.

§11

Schlussvorschriften

(1) Die Vereinbarung tritt am ………………… in Kraft.

(2) Mindestens einmal im Jahr wird im Integrationsteam die Erkrankungssituation in der Dienststelle erörtert.

(3) Diese Vereinbarung kann jeder Zeit mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden.

_____________________________, _______________

Ort                                                        Datum

________________________________

__________________________
Unterschrift Dienststelle
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